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Nr. 44 Dekret zur Änderung der Ordnung der Arbeitsrechtlichen  

Kommission des Deutschen Caritasverbandes e.V. 
 

-Beschluss der 8. Delegiertenversammlung des DCV vom 24. März 2010- 
 

In § 2 (Zusammensetzung) werden die Absätze 2 und 6 wie folgt neu gefasst: 

(2) Die Bundeskommission setzt sich zusammen aus einer Beschlusskommission, einer Ver-

handlungskommission und dem/der Vorsitzenden nach § 3 Absatz 1. Die Beschlusskommis-

sion besteht aus 28 Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 28 Vertreter(inne)n der 

Dienstgeber. Die Verhandlungskommission besteht aus sechs Vertreter(inne)n der Mitarbei-

ter(innen) und aus sechs Vertreter(inne)n der Dienstgeber, die jeweils Mitglieder der Be-

schlusskommission sind. 

(6) Eine Stellvertretung findet nicht statt, jedoch ist eine Stimmrechtsübertragung möglich. 

Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. Die 

Übertragung des Stimmrechts ist dem/der Geschäftsführer(in) in Textform nachzuweisen 

 

In § 3 (Leitung und Geschäftsführung) werden die Absätze 1 und 3 wie folgt neu gefasst: 

 (1) Der/die Präsident(in) des Deutschen Caritasverbandes oder in seinem/ihren Auftrag 

ein(e) Vizepräsident(in) führt in der Bundeskommission den Vorsitz und repräsentiert sie 

nach außen. Der/die Vorsitzende wirkt auf eine sachgerechte Beratung und Beschlussfas-

sung hin. Er/sie hat das Recht zur Teilnahme an allen Sitzungen der Beschlusskommission 

und der Verhandlungskommission der Bundeskommission. 
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(3) Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ihre Kommission eine(n) Vorsitzende(n) 

und eine(n) stellvertretende(n) Vorsitzende(n). Der/die Vorsitzende und der/die stellvertre-

tende Vorsitzende werden zu Beginn der Amtszeit mit der Maßgabe gewählt, dass diese 

Funktionen jeweils von einem Vertreter der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite wahr-

genommen werden und die Funktionen nach Ablauf der Hälfte der Amtsperiode wechseln. 

Können sich die Mitglieder der Regionalkommissionen nicht darüber einigen, wer zuerst 

den Vorsitz übernimmt, entscheidet das Los.1  Die Wahlen erfolgen jeweils mit der Mehrheit 

der Gesamtzahl der Mitglieder der Regionalkommissionen in geheimer Abstimmung; sie 

werden von dem/der Geschäftsführer(in) durchgeführt. Aufgabe der/des Vorsitzenden ist die 

Leitung der Sitzungen der Regionalkommissionen mit Unterstützung der/des stellvertre-

tenden Vorsitzenden. Bei der konstituierenden Sitzung und bis zur Wahl des/der Vorsitzen-

den leitet das nach Lebensjahren älteste Mitglied die Sitzung. Scheidet der/die Vorsitzende 

oder der/die stellvertretende Vorsitzende vorzeitig aus dem Amt aus, findet für den Rest der 

vorgesehenen Zeit der Amtsführung eine Nachwahl statt.  

 

Nach § 6 wird folgender § 6a neu eingefügt 

§ 6a Interne Beratung beider Seiten wird wie folgt neu eingefügt: 

Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite werden jeweils durch eigene, insbesondere im 

Tarif- und Arbeitsrecht kundige und beim Deutschen Caritasverband e.V. in einem Beschäf-

tigungsverhältnis stehende Personen unterstützt, die nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen 

Kommission sind. Die Entscheidung über die Einstellung erfolgt im Einvernehmen mit der 

jeweiligen Seite. Diese Personen können mit Zustimmung der jeweiligen Seite beratend an 

den Sitzungen der Bundeskommission, der Regionalkommissionen, der Ausschüsse und 

der internen Beratungen teilnehmen.  

 

In § 8 (Rechtstellung der Mitglieder, Freistellung und Kostenersatz) wird der Absatz 5 wie 

folgt neu gefasst: 

(5) Soweit für einzelne Mitglieder der Mitarbeiterseite der Regionalkommissionen eine be-

sondere zeitliche Belastung durch die Bearbeitung von Anträgen nach § 11 dieser Ordnung 

entsteht, können diese mit bis zu weiteren 15 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen 

Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freigestellt werden. Über Anträge auf Bewilli-

gung der zusätzlichen Freistellung oder auf pauschalierten Kostenersatz entscheidet unter 

Berücksichtigung von § 11 Absatz 7 dieser Ordnung der/die Vorsitzende der Bundeskom-

mission. 

 

 

 

 

                                                 
1
 Die Änderungen des § 3 Absatz 3 Satz 2 und 3 treten zum 01. Januar 2012 in Kraft. 
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In § 9 (Arbeitsweise) werden die Absätze 3 und 4 wie folgt neu gefasst: 

 (3) Anträge an die jeweiligen Kommissionen können nur deren Mitglieder stellen. Abwei-

chend hiervon werden Anträge nach § 11 dieser Ordnung von der (Gesamt-) Mitarbeiterver-

tretung oder dem Dienstgeber oder von beiden gestellt. 

(4) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission und ihrer Ausschüsse sind nicht öf-

fentlich. Es können Sachverständige hinzugezogen werden. 

 

In § 11 (Einrichtungsspezifische Regelungen) werden die Absätze 1 bis 6 und Absatz 8 wie 

folgt neu gefasst: 

(1) Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder Dienstgeber oder beide gemeinsam kön-

nen für die Gesamtheit der Einrichtungen eines Trägers, für eine Einrichtung oder für Teile 

einer Einrichtung einen schriftlich zu begründenden Antrag an die zuständige Regional-

kommission stellen, von den durch die Regionalkommission festgelegten Regelungen ab-

zuweichen. Zur Begründung hat der Antragsteller geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei 

Anträgen einer (Gesamt-)Mitarbeitervertretung reicht eine substantiierte Darstellung aus. 

Die Regionalkommission kann von dem Dienstgeber der Einrichtung geeignete Unterlagen 

anfordern. 

(2) Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen eines Trägers betreffen, die im Zu-

ständigkeitsbereich von mehreren Regionalkommissionen liegen, ist in Abweichung von § 2 

Absatz 5 die Regionalkommission zuständig, in der der Träger seinen Sitz hat. 

(3) Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine Unterkommission der Regionalkom-

mission (Absatz 4) innerhalb von drei Monaten durch Beschluss. Soweit sie Abweichungen 

zulässt, sind diese zeitlich zu befristen. Die Frist beginnt mit der Feststellung der Vollstän-

digkeit der eingereichten Unterlagen durch den/die Geschäftsführer(in).  

 

(4) Für jeden Antrag nach Absatz 1 wird eine Unterkommission der Regionalkommission 

eingerichtet. Die Unterkommission wird durch Beschluss der Regionalkommission aus de-

ren Mitgliedern besetzt. Sie besteht aus 2 Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 2 Ver-

treter(inne)n der Dienstgeber. Die Regionalkommission kann eine Erhöhung auf jeweils 3 

Vertreter(inne)n jeder Seite beschließen. Die Besetzung und das Verfahren regelt die Regio-

nalkommission. Ein Mitglied der Unterkommission wird von den Mitgliedern dieser Unter-

kommission zum/zur Vorsitzenden, ein anderes Mitglied zum/zur stellvertretenden Vorsit-

zenden bestimmt. Die Anstellungsträger der Mitglieder der Unterkommission sollen nicht 

in einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zur Antrag stellenden Einrichtung stehen. Die 

Mitglieder der Unterkommission sollen Gespräche mit der betroffenen (Gesamt-

)Mitarbeitervertretung und dem betroffenen Dienstgeber führen. Sie können Sachverständi-

ge hinzuziehen.  

(5) Fasst die Unterkommission der Regionalkommission zu dem Antrag einen einstimmigen 

Beschluss oder einen Beschluss mit der Mehrheit von drei Viertel der Mitglieder der Unter-
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kommission oder wird der Antrag einstimmig oder mit drei Viertel der Mitglieder der Un-

terkommission abgelehnt, ist ihre Entscheidung abschließend. 

(6) Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der Regionalkommission nicht die erforder-

liche Mehrheit, stimmen ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder der Unterkommission zu, 

oder entscheidet die Unterkommission der Regionalkommission aus Gründen, die der An-

tragsteller nicht zu vertreten hat, nicht innerhalb von drei Monaten über den Antrag, kann 

der Antragsteller innerhalb eines Monats ein Vermittlungsverfahren nach Absatz 8 einleiten. 

Die Anrufung des Vermittlungsausschusses beendet das Verfahren vor der Unterkommissi-

on.  

(8) Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der Vermittlungsausschuss nach § 16 Ab-

satz 1 in Verbindung mit § 16 Absatz 10 tätig. Dieser entscheidet durch Spruch mit der 

Mehrheit seiner Mitglieder. Eine Stimmenthaltung ist nicht möglich. Der Spruch tritt an die 

Stelle eines Beschlusses der Unterkommission der Regionalkommission. § 16 gilt mit Aus-

nahme des Absatzes 2 entsprechend. 

 

In § 12 (Ausschüsse) wird Absatz 1 wie folgt neu gefasst: 

(1) Die Kommissionen können zur Behandlung bestimmter Sachthemen Ausschüsse bilden. 

Diese bereiten die Beschlüsse der Kommissionen vor.  

 

In § 13 (Beschlüsse) werden die Absätze 1, 2 und 4 wie folgt neu gefasst  

(1) Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendi-

gung von Dienstverhältnissen sowie Beschlüsse der Kommissionen nach § 6 Absatz 2 bedür-

fen, mit Ausnahme von § 15 Absatz 4, jeweils einer Mehrheit von drei Viertel ihrer Mitglie-

der. Ein Beschluss der Bundeskommission ist zustande gekommen, wenn die Mitglieder der 

Beschlusskommission einem Beschluss der Verhandlungskommission mit einer Mehrheit 

von drei Viertel ihrer Mitglieder zustimmen.  

(2) Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen bedürfen der Mehrheit ihrer Mitglieder.  

(4) Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission findet eine Beschlussfassung in geheimer 

Abstimmung statt. 

 

§ 14 (Ältestenrat) wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Viertel der Mitglieder der Verhandlungs-

kommission der Bundeskommission oder nicht die erforderliche Mehrheit der Mitglieder 

der Beschlusskommission der Bundeskommission, stimmen jedoch mindestens die Hälfte 

ihrer jeweiligen Mitglieder dem Beschluss zu, kann innerhalb von einem Monat mindestens 

die Hälfte der Mitglieder der Verhandlungskommission der Bundeskommission durch An-

trag den Ältestenrat anrufen, der durch die Erarbeitung eines Vermittlungsvorschlages auf 

eine gütliche Einigung hinwirken soll. 

(2) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der Vorsitzenden der Bundeskommission, 

der/die dem Ältestenrat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der Mitarbeiterseite und der 
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Dienstgeberseite, die jeweils von beiden Seiten der Bundeskommission benannt werden, 

und dem/der Geschäftsführer(in). Soweit der Antrag eines einzelnen Mitglieds der Kommis-

sion Gegenstand der Beratungen ist, kann dieses nicht Mitglied des Ältestenrates sein. 

(3) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

§ 15 (Vermittlungsverfahren) werden die Absätze 1 bis 5 wie folgt neu gefasst: 

(1) Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach § 14 Absatz 1 oder anstelle eines sol-

chen Verfahrens kann mindestens die Hälfte der Mitglieder der Verhandlungskommission 

oder der Beschlusskommission der Bundeskommission innerhalb von einem Monat durch 

Antrag den Vermittlungsausschuss zur Vorlage eines Vermittlungsvorschlags anrufen. 

(2) Das Vermittlungsverfahren wird durch den Vermittlungsausschuss mit einem Vermitt-

lungsvorschlag oder mit der Feststellung abgeschlossen, keinen Vermittlungsvorschlag un-

terbreiten zu können. Einem Vermittlungsvorschlag muss die Mehrheit der stimmberech-

tigten Mitglieder des Vermittlungsausschusses zustimmen. Der Vermittlungsausschuss legt 

den Vermittlungsvorschlag der jeweiligen Kommission zur Entscheidung vor. Wird dem 

Vermittlungsvorschlag nicht zugestimmt, bleibt es bei der bisherigen Rechtslage. 

(3) Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsverfahren nach Absatz 1 kann mindestens 

die Hälfte der Mitglieder der Beschlusskommission durch Antrag den erweiterten Vermitt-

lungsausschuss anrufen. Die Mitglieder der Beschlusskommission, die nicht für den Antrag 

gestimmt haben, haben die Möglichkeit, gemeinsam schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu 

positionieren, Gegenvorstellungen und eigene Forderungen einzubringen, soweit dies nicht 

bereits geschehen ist. Der erweiterte Vermittlungsausschuss hat dann durch Spruch zu ent-

scheiden. Der Spruch hat eine Regelung zu enthalten. Der erweiterte Vermittlungsausschuss 

entscheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Eine Stimmenthaltung ist nicht möglich. 

Der Spruch tritt an die Stelle eines Beschlusses der Bundeskommission.  

(4) Die Beschlusskommission der Bundeskommission kann innerhalb von einem Monat 

nach der Verkündung den Spruch des Vermittlungsausschusses mit der Mehrheit ihrer Mit-

glieder durch einen eigenen Beschluss ersetzen. Erst nach Ablauf dieser Frist ist der Spruch 

des Vermittlungsausschusses nach § 18 in Kraft zu setzen. 

(5) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 

 

§ 16 (Vermittlungsausschuss) wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Der Vermittlungsausschuss nach § 15 Absatz 1 setzt sich zusammen aus je einem/einer 

Vorsitzenden der beiden Seiten, der/die nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission 

ist, je einem Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite der Bundeskommission 

sowie je einem Mitglied der Mitarbeiterseite und Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der 

Arbeitsrechtlichen Kommission ist. 

(2) Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 15 Absatz 3 setzt sich zusammen aus den 

Mitgliedern des Vermittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und aus je einem weiteren Mit-

glied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie je einem 
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weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der Ar-

beitsrechtlichen Kommission ist. 

(3) Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungsausschusses erfolgen durch die bei-

den Vorsitzenden. Für jedes Vermittlungsverfahren nach § 15 Absatz 1 und nach § 15 Absatz 

3 wird jeweils zu Beginn des Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, 

welche(r) der beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und 

welche(r) unterstützend teilnimmt. Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung zu-

stande, entscheidet das Los. Der/die leitende Vorsitzende kann Sachverständige hinzuzie-

hen.  

(4) Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermittlungsausschuss einen gemeinsamen 

Vorschlag. Bei der Abstimmung über diesen Vorschlag haben die beiden Vorsitzenden eine 

einzige gemeinsame Stimme. 

(5)  Die Mitglieder des Vermittlungsausschuss und des erweiterten Vermittlungsausschusses 

werden zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kommission gewählt. 

Die beiden Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses werden gemeinsam von den Mit-

gliedern der Bundeskommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. Die übrigen 

Mitglieder des Vermittlungsausschusses werden jeweils von den Mitgliedern der Bundes-

kommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. Die Wahlen erfolgen durch gehei-

me Abstimmung; sie werden von dem/der Geschäftsführer(in) vorbereitet und durchgeführt. 

(6) Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsausschusses beträgt vier Jahre (Amtsperio-

de). Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit endet vorzeitig, wenn die Mitglieder des Vermitt-

lungsausschusses vorzeitig aus der Bundeskommission ausscheiden oder von ihrem Amt im 

Vermittlungsausschuss zurücktreten. Dann findet für den Rest der Amtszeit eine erneute 

Wahl statt. 

(7) Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der beiden Vorsitzenden statt. Eine Stellvertre-

tung findet nicht statt, jedoch ist eine Stimmrechtsübertragung für Mitglieder des Vermitt-

lungsausschusses, die nicht Vorsitzende/r sind, möglich. Ein Mitglied des Vermittlungsaus-

schusses kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. Die Über-

tragung des Stimmrechts ist dem/der Geschäftsführer(in) in Textform nachzuweisen.  

(8) Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind nur an ihr Gewissen und die Gesetze 

gebunden. Dies gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen. 

(9) Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermittlungsausschusses, die nicht Mitglieder 

der Arbeitsrechtlichen Kommission sind, erhalten eine angemessene Aufwandsentschädi-

gung, deren Höhe der/ die Vorsitzende der Bundeskommission festlegt. 

(10)  Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 bis 9 entsprechend.  

 

§ 17 (Ergänzende Vermittlungsverfahren) wird wie folgt neu gefasst: 

 Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungsverfahren in ihren Geschäftsordnun-

gen festlegen oder für den Einzelfall beschließen. 
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In § 18 (In-Kraft-Treten der Beschlüsse) wird Abs. 2 wie folgt neu gefasst:  

(2) Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ 

veröffentlicht werden. Die Beschlüsse der Regionalkommissionen sollen in geeigneten diö-

zesanen Medien veröffentlicht werden. Dies gilt nicht für Beschlüsse, die nach § 11 der 

Ordnung gefasst werden. 

 

In § 19 (Kosten) wird Abs. 2 wie folgt neu gefasst:  

 (2) Die für die Durchführung eines Verfahrens vor den kirchlichen Arbeitsgerichten not-

wendigen Auslagen der Verfahrensbeteiligten trägt ebenfalls der Deutsche Caritasverband 

im Rahmen einer Umlage der Diözesan-Caritasverbände und des Landes-Caritasverbandes 

Oldenburg. 

 

Nach § 19 wird folgender § 19a neu eingefügt: 

§ 19a Budgetausschuss 

Es wird ein Budgetausschuss gebildet. Ihm gehören mindestens zur Hälfte Mitglieder der 

Arbeitsrechtlichen Kommission an. Der Budgetausschuss bewertet die tatsächliche Verwen-

dung der Finanzmittel und erarbeitet Empfehlungen an den Vorstand des Deutschen Cari-

tasverbandes über die Höhe des Budgets, das die Delegiertenversammlung auf Empfehlung 

des Vorstandes festlegt. Das Nähere regelt eine vom Vorstand des Deutschen Caritasver-

bandes erlassene Ordnung. 

 

§ 20 (Schlussbestimmungen) wird wie folgt neu gefasst:  

Diese Ordnung tritt am 01. April 2010 in Kraft.  

Abweichend davon tritt die Änderung des § 3 Absatz 3 zum 01. Januar 2012 in Kraft.  

Bei Anträgen auf einrichtungsspezifische Regelungen, die vor dem 01. April 2010 gestellt 

worden sind, gelten die bis zum 31. März 2010 geltenden Verfahrensregelungen weiter.  

Gleiches gilt für Ältestenrats- und Vermittlungsverfahren im Sinne der §§ 14 ff, die vor dem 

01. April 2010 eingeleitet worden sind. 

Diese Ordnung wurde am 20. März 2007 von der 4. Delegiertenversammlung 2007 des 

Deutschen Caritasverbandes e. V. beschlossen, am 17. Oktober 2007 von der 5. Delegierten-

versammlung 2007 modifiziert und am 24. März 2010 von der 8. Delegiertenversammlung 

2010 verändert.  

 

Der vorstehend genannte Beschluss wird hiermit rückwirkend zum 1. April 2010 für das  

Bistum Görlitz in Kraft gesetzt. 

 

Görlitz, den 5. Juli 2010 

Az: 453/2010      L.S. 

         Dr. Konrad Zdarsa 

         Bischof 
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Nr. 45 Gestellungsgeld für Ordensangehörige 
 

Gemäß der Empfehlung der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands 

werden die Gestellungsgelder für Ordensangehörige ab 01.01.2011 wie folgt festgesetzt. 

 

Gestellungsgruppe I 

Ordensangehörige mit Hochschulstudium oder vergleichbarer Ausbildung oder Erfahrung 

bei entsprechender Verwendung: 

 

Gestellungsgeld jährlich     51.960,00 EUR 

  monatlich       4.330,00 EUR 

 

Gestellungsgruppe II 

Ordensangehörige mit Fachhochschulstudium oder vergleichbarer Ausbildung oder Erfah-

rung bei entsprechender Verwendung: 

 

Gestellungsgeld jährlich     39.720,00 EUR 

  monatlich       3.310,00 EUR 

 

Gestellungsgruppe III 

Ordensangehörige mit sonstiger Ausbildung oder Erfahrung bei entsprechender Verwen-

dung: 

 

Gestellungsgeld jährlich     30.960,00 EUR 

  monatlich       2.580,00 EUR 

 

Görlitz, den 01.07.2010  

        gez.: Zomack  

             Generalvikar  

 

Nr. 46 Personalia –Priester  
 

Entpflichtungen und Ernennungen 

 

Nach Erreichen der Altersgrenze wurde mit Wirkung vom 07.09.2010 Herr Dompropst Prä-

lat Peter C. Birkner, Görlitz, vom Amt des Dompropstes des Domkapitels zum Hl. Jakobus 

in Görlitz entpflichtet. 
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Auf Vorschlag des Domkapitels zum Hl. Jakobus wurde Herr Generalvikar Prälat Hubertus 

Zomack durch Dekret vom 24. Juni 2010 mit Wirkung vom 08.09.2010 zum Dompropst des 

Domkapitels zum Hl. Jakobus in Görlitz ernannt. 

 

Mit Wirkung vom 31.08.2010 wurde nach 32jähriger Tätigkeit im Bischöflichen Ordinariat 

Görlitz, Herr Ordinariatsrat Prälat Bernd Richter von seinem Dienst als Stellvertreter des 

Generalvikars und von allen Aufgaben, die ihm als Ordinariatsrat des Bistums Görlitz über-

tragen worden sind, entpflichtet. 

In seiner Eigenschaft als Domkapitular bleibt er jedoch weiterhin Mitglied des Geistlichen 

Rates und Leiter der Außenstelle des Interdiözesanen Offizialates Erfurt. 

 

Mit Wirkung vom 31.08.2010 wurde Herr Geistlicher Rat Pfarrer Johannes Magiera, Witti-

chenau, von seinem seelsorglichen Dienst in der Pfarrei St. Maria Himmelfahrt in Wittiche-

nau entpflichtet und zum 01.09.2010 in den Ruhestand versetzt. 

 

Mit Wirkung vom 31.08.2010 wurde Herr Kaplan Michael Noack von seinem Amt als Kaplan 

der Pfarrei Heiligstes Herz Jesu – Hl. Kreuz, Eisenhüttenstadt, entpflichtet und mit Wirkung 

vom 01.09.2010 zum Kaplan der Pfarrei Zum Guten Hirten in Cottbus ernannt. 

 

 

Nr. 47 Personalia – Laien 
 

Mit Wirkung vom 01.09.2010 wird Frau Bernadette Rausch auf eigenen Wunsch für ein Jahr 

von ihrem Dienst als Gemeindereferentin im Bistum Görlitz für einen Einsatz im Bistum 

Saratow/Russland freigestellt. 

 

Die Anstellung der Gemeindekatechetin Frau Barbara Lubner wird zum 01.09.2010 auf 

100% erhöht. Einsatzort ist die Pfarrei Hl. Familie Hoyerswerda. 

 

 

 

Nr. 48 Messwein – Bedingungen 
 

Aus gegebenem Anlass weisen wir darauf hin, dass nach kirchlichen Vorschriften an die 

Qualität des bei der Feier der Heiligen Messe verwendeten Weines besondere Anforderun-

gen gestellt werden. Der zur Verwendung kommende Messwein muss ein Prädikatswein 

sein und darf nicht überlagert sein. 
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Nr. 49 Begräbnisritus 
 

Der im kirchlichen Amtsblatt Nr. 66 von 2009 als verbindlich vorgeschriebene Begräbnisri-

tus wird zurückgezogen, da eine Neubearbeitung erforderlich ist. 

 

 

Nr. 50 Anschriftenänderung 
 

Ab 01.09.2010 ändert sich die Anschrift für 

 

Kaplan Marko Dutzschke, 03046 Cottbus, Straße der Jugend 24 

 

Kaplan Michael Noack, 03046 Cottbus, Adolph-Kolping-Str. 17 

 

 

 

 

 

 

 

Zomack 

Generalvikar 


